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Geblitzter Lenker siegt vor Bundesgericht
Zu schnell gefahren: Ein vermeintlicher Routinefall beschäftigt dieNidwaldnerGerichte bereits zumdrittenMal.

Kurz nach 12 Uhr brauste das
Autovorbei.DasRadargerät, in-
nerorts platziert neben einer
Nidwaldner Kantonsstrasse,
mass 88 Stundenkilometer. Die
rasante Fahrt durch den Tem-
po-50-Bereich hat für den Fah-
rer ein juristisches Nachspiel.
Ein rechtskräftiges Urteil liegt
auch fast drei Jahre später noch
nicht vor.Unddarandürfte sich
eine Weile nichts ändern, wie
der gesternveröffentlichteBun-
desgerichtsentscheid zeigt.

Dabei sah es zunächst nach
einemrascherledigtenRoutine-
fall aus: Die Staatsanwaltschaft
Nidwalden sprachdenAutofah-
rer per Strafbefehl wegen vor-
sätzlichergroberVerletzungvon
Verkehrsregeln schuldig.Damit
wollte sich der Lenker nicht ab-
finden, er erhob Einsprache.

DochdasNidwaldnerKantons-
gericht bestätigte den Schuld-
spruch und verurteilte ihn zu
einer bedingten Geldstrafe von
7000Franken sowie einer Bus-
se von 1400Franken.

KritikamStandort
desMessgeräts
Weil diesesUrteil auch vor dem
Obergericht standhielt, wandte
sichderAutofahrer ansBundes-
gericht. SeineForderungvorder
obersten Instanz: einFreispruch
vomVorwurfder grobenWider-
handlung gegen das Strassen-
verkehrsgesetz. Einer der Ein-
wände, mit denen sich der Be-
schuldigte zur Wehr setzt: Das
belastendeRadarbild sei vorGe-
richt nicht verwertbar, weil das
Messgerät an jener Stelle gar
nicht hätte aufgestellt werden

dürfen.Die StandfüssederVor-
richtunghättenbis aufsTrottoir
hinausgeragt und dadurch den
Weg für Fussgänger und Velo-
fahrer verengt, argumentiertder
Autofahrer und kommt zum
Schluss: Die Polizei habe durch
dasRadargerät einVerkehrshin-
dernis geschaffen, der Beweis
fürdieüberhöhteGeschwindig-
keit sei daherwiderrechtlich er-
langt worden und dürfe nicht
gegen ihn verwendet werden.

GehörfindetderBeschuldig-
te mit dieser Argumentation
nicht. Dass ihm vor Bundesge-
richt trotzdemeinTeilerfolg ge-
lingt, hat einen anderenGrund:
Die beiden Richterinnen und
der Richter halten das oberge-
richtlicheUrteil fürungenügend
begründet. Unklar bleibe unter
anderem,warumderAutofahrer

die Verkehrsregeln vorsätzlich
verletzt haben soll, obwohl er
sich selbst auf den Standpunkt
stellt, er habe fahrlässig gehan-
delt.Auchsonstwerdenicht auf-
gezeigt, warum er den ihm zu
Last gelegtenTatbestanderfüllt
haben soll. «Mit ihrem integra-
len Verweis auf die erstinstanz-
lichenErwägungenkannsie sich
vorliegend nicht von ihrer Be-
gründungspflicht alsBerufungs-
instanz entbinden», lautet die
Kritik an die Adresse des Ober-
gerichts. «Darüber hinaus äus-
sert es sichmit keinemWort zur
Strafzumessung.»

DasBundesgerichtheisst die
BeschwerdedesAutofahrers gut
und hebt den vorinstanzlichen
Entscheid –mitVerweis aufdes-
senMängel – auf. Für dasOber-
gericht bedeutet dies: Es muss

sich nochmals mit dem Fall be-
fassen und das neue Urteil aus-
führlicherundgesetzeskonform
begründen.

2000Franken
Entschädigung
Offen lässt dasLausannerRich-
tertrio, obdie kantonale Instanz
im schriftlichen Verfahren ent-
scheiden durfte – oder ob eine
mündliche Berufungsverhand-
lung nachzuholen ist. Der Kan-
ton Nidwalden muss den Be-
schuldigten für das bundesge-
richtliche Verfahren mit 2000
Franken entschädigen.

Manuel Bühlmann
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«Das
Obergericht
äussert sich
mitkeinem
Wort zurStraf-
zumessung.»

Aus demUrteil
des Bundesgerichts

Regierung verteidigt Sonderweg
DerKanton prüft täglich, ob die Kriterien für längereÖffnungszeiten erfüllt sind. Derweil kritisiert Obwalden Tourismus den Bundesrat.

Florian Pfister

LädenundRestaurantsmüssen
erst um 22 Uhr schliessen: Der
Kanton Obwalden macht von
den Sonderregeln Gebrauch,
welche der Bund jenen Kanto-
nen mit einer günstigen epide-
miologischen Lage gewährt. Es
ist der einzigeZentralschweizer
Kanton,dervondieserRegelung
profitierenkann.DieObwaldner
RegierungverteidigtdenAllein-
gang. Die verlängerten Öff-
nungszeiten seienmitdenande-
renKantonenabgesprochen, er-
klärt Landammann Christian
Schäli. Die Ausnahmeregelung
sei verantwortbar: «Wir prüfen
täglich, ob die Vorgaben erfüllt
sind», sagt er. Auch der Sonn-
tagsverkauf indieserWochefin-
det – Stand heute – statt. Schärli
betont, dass es aber keine Pla-
nungssicherheit gibt. Sollte sich
etwas anderLageändern,müs-
seman eingreifen.

Fehlende Planungssicher-
heit: Genau dies stösst Obwal-
den Tourismus sauer auf. Die
Organisation istmit demVorge-
hendesBundesratsunzufrieden
undstellt in einemoffenenBrief
Forderungen. Siebetrachtet das
derzeitige Umfeld und die Vor-
aussetzungen, indenendieLeis-
tungsträger im Kanton Obwal-
den wirtschaften müssen, mit
grosser Sorge.

Konkurseals
grössteGefahr
Im offenen Brief schreibt Ob-
waldenTourismus:«DieTouris-
musbranche leidet seit fast
einem Jahr unter ständig wech-
selndenRegulierungen, ausblei-
benden Buchungen, unklaren
Entschädigungsregelungenund
erhielt Hilfe bislang fast aus-
schliesslich als Darlehen, ohne
gleichzeitig die Möglichkeiten
zu haben, die Rückzahlungen
nachhaltig zu finanzieren.»

Deshalb fordert Obwalden
Tourismus vom Bundesrat eine
umgehendeKommunikationzur
mittelfristigen Strategie, die der
Tourismusbranche Planungssi-

cherheit fürdiegesamteWinter-
saisongibt.DieSeilbahnenetwa
haben bereits im Sommer
Schutzkonzepte für den Winter
gemacht. Florian Spichtig, Ver-
waltungsratspräsident von Ob-
walden Tourismus betont auf
Anfrage, dassdieBetriebediese
hervorragendumgesetzthätten.
«Es erstauntmich sehr, dass ge-
nau jene Branche, die so viel in
Schutzkonzepte und Massnah-
men investiert hat und weithin
investiert, nun leidenmuss.Vie-
leArbeitsplätze sindbetroffen.»

Sollten nun noch schärfere
Massnahmen inKraft treten, sei
das verheerend für die Touris-
musbranche. «Wenn Bergbah-
nen, die Gastronomie und Ho-
tellerie kaum noch Umsatzma-
chen können, rechnen wir
damit, dass eineenormeAnzahl

der Betriebe in Konkurs gehen
könnte. Das erachten wir mo-
mentan als grösste Gefahr»,
sagt Spichtig. «Falls dies ein-
trifft, braucht es Jahre, bis der
Tourismuswiederdahinkommt,
wo er im Jahr 2019war.»

StrengereRegeln für
Bergbahnenals fürÖV
Die Organisation kritisiert wei-
ter, dass private und öffentliche
Betriebe nicht gleich behandelt
werden, insbesondere bei den
Transportbetrieben wie SBB,
PostautoundBerg-undGondel-
bahnenmitgeschlossenenKabi-
nen. «Bei den Gondelbahnen
verlangt man, dass sie nur zu
zwei Dritteln gefüllt sind. Das
Postauto von der Stöckalp nach
Sarnen darf hingegen pumpen-
voll fahren», sagt Spichtig. «Es

wirdnichtmitgleichenEllenge-
messen.Dasspürtmanüberall.»
Beispielsweise sei Homeoffice
lediglich eine Empfehlung, ob-
wohldaswohl eine sehr sinnvol-
leLösungwäre.Restaurantshin-
gegenmüssten aber fast überall
bereits um 19 Uhr schliessen.
Spichtig kritisiert die kürzeren
Öffnungszeiten im Allgemei-
nen: «Hätten Läden länger ge-
öffnet, würden sich die Kunden
besser verteilen. Nun machen
alle am Samstag ihren Weih-
nachtseinkauf, statt dass sich
diese auf zwei Wochenendtage
verteilen könnten.»

EinweitererKritikpunkt be-
trifft das Finanzielle. «Die mo-
mentane Lösung eines Darle-
hens will kaum jemand. Wenn
die Summe hoch ist, kann sie
fast nicht zurückgezahlt wer-

den», so Spichtig. Obwalden
Tourismus verlangt deswegen
die Umwandlung der Co-
vid-19-Darlehen inA-fonds-per-
du-Beiträge, also Investitions-
beiträge, aufderenRückzahlung
der Bund von vornherein ver-
zichtet. Auch verlangt die Tou-
rismusorganisation unbürokra-
tische und rasche Kurzarbeits-
entschädigungs-Regelungenbis
zum Ende des Notstands. Ob-
walden Tourismus erwartet die
sofortige Bereitstellung von fi-
nanzieller Unterstützung wäh-
rendderdurchdieMassnahmen
betroffenenMonate.

AuchderKantonsoll seinen
Beitrag leisten
Der offene Brief nimmt nicht
nur denBund indiePflicht.Ob-
waldenTourismus fordert eben-

falls den Kanton, seiner Vertre-
tretin und seinem Vertreter im
Bundeshaus dazu auf, sich mit
allen zur Verfügung stehenden
Mitteln für den Tourismus in
Obwalden einzusetzen und de-
renAnliegen inBern vorzubrin-
gen.Esbrauchenichtnurfinan-
zielle Mittel für Betriebe. Auch
dieWerbungdürfenicht verges-
sen werden. «Sollten wirklich
Tourismusbetriebe konkurs ge-
hen, so verlieren wir auch Leis-
tungsabgaben», sagt Florian
Spichtig. «Wir verlangen daher
mindestens die Sicherstellung
der gleichen finanziellenMittel
wie in den vergangenen Jah-
ren.»Damit soll verhindertwer-
den, dass der Tourismus in Ob-
walden imVergleich zuanderen
Kantonen kaum wahrgenom-
menwerdenwürde.

Für Bergbahnen – im Bild der Titlis-Express – gelten strengere Regeln als für den ÖV, kritisiert Obwalden Tourismus. Archivbild: Roger Grütter

«Schlüssel»
schliesst vorzeitig
Alpnach Dass sich die Mass-
nahmen immer wieder ändern,
setzt auch der Gastronomie-
branche zu. Das hat den Land-
gasthof Schlüssel in Alpnach
dazuveranlasst, seinRestaurant
ganz zu schliessen. Das Hotel
bleibt noch bis am Sonntag of-
fen. Voraussichtlich bleibt der
«Schlüssel» bis zum 11. Januar
geschlossen. «Wir setzen dem
Theater 2020 ein Ende und ge-
hen in den ‹Winterschlaf›»,
heisst es auf derWebsite.

Auf Anfrage sagt Kari Lan-
gensand: «Es war die Summe
von verschiedenen Faktoren.
Alle zehnTagegibt esneueVor-
schriften, wir mussten uns im-
mer wieder anpassen.»Mit der
Schliessung will er den Verlust
möglichst minimieren und da-
mit 30 Arbeitsstellen sichern.
ImNovember erzielte dasGast-
haus 40 Prozent des üblichen
Umsatzes. Ab kommenderWo-
che hätte dasGasthaus sowieso
Betriebsferien gemacht. (fpf)


